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ANTRAG 1
Corona - Maßnahmen
an die 174. Tagung der Vollversammlung der Kammer

für Arbeiter und Angestellte für Wien

Die 174. Tagung der Vollversammlung der Kammer für Arbeiter und Angestellte für Wien beschließt, sich vehement dafür einzusetzen, dass die zuständigen Bundesminister und Bundesministerinnen dafür Sorge tragen, dass 
· die COVID-19-Aufzahlungen für Notstandshilfebezieher durch das Arbeitsmarktservice umgehend, monatlich und pünktlich erfolgen und sichergestellt wird, dass dieser Modus auch eingehalten wird.
· die Kinderbeihilfe bis zum vollendeten 14. Lebensjahr des Kindes für jene Monate verdoppelt und unverzüglich ausbezahlt wird, in denen die Betreuungseinrichtungen wie Schulen, elementarpädagogische Einrichtungen und Horte Corona bedingt geschlossen sind.
· die rechtlichen, administrativen und finanziellen Voraussetzungen für die Einrichtung einer Bundesgenossenschaft für Pflege und Betreuung geschaffen werden, um unselbständige Pflege und Betreuung für die Betroffenen zu erleichtern.
· Pflegekräfte besser entlohnt werden.

· dem Nationalrat eine Regierungsvorlage vorgelegt wird, welches die Regelungen für ein Maßnahmenpaket zu einem Preismonitoring und einem Inflationsstopp in COVID-19-Zeiten beinhaltet, welches einen COVID-19-Warenkorb (enthält unter anderem Lebensmittelpreise, Hygieneartikelpreise, Mietpreise, Heizkostenpreise, Spritpreise, Fahrtkostenpreise im öffentlichen Verkehr usw.), der die Preise für Waren und Dienstleistungen beinhaltet, sowie die Bereitstellung der Daten für diesen durch die Statistik Austria und die Schaffung eines COVID-19-Preisbandes, das beim Abweichen einzelner Endverbraucherpreise, von mehr als zehn Prozent, eine Informationspflicht an den zuständigen Konsumentenschutzausschuss des Nationalrats auslöst, sowie einen Beauftragungsmechanismus durch den zuständigen Konsumentenschutzausschuss gegenüber dem zuständigen Konsumentenschutzminister, zur Erlassung eines Preisstopps für einzelne Waren und Dienstleistungen mit einer Befristung von 30, 60, 90 bzw. 120 Tagen je nach Anlassfall.

· das Selbsterhaltungs-Stipendium auf mindestens € 1.000,- erhöht und die Altersgrenze für den Erhalt eines solchen von 35 auf 45 Jahre angehoben wird.

· alle erforderlichen Maßnahmen ergriffen werden, um eine Solidarabgabe für Online-Konzerne einzuführen (bis auf europäischer Ebene die Digitale Betriebsstätte/Gesamtkonzernbesteuerung umgesetzt ist).
· der Bezug der aktuellen Arbeitslosenversicherungsleistung für die Dauer der Krise, mindestens jedoch bis zum 31. Mai 2021 verlängert werden muss und zusätzlich ein "COVID-19-Ausgleich" für Arbeitslose in Form eines 30-%igen Zuschlages zu allen Arbeitslosenversicherungsleistungen, rückwirkend mit 15. März 2020 gewährt wird.
Begründung:
Corona hat die österreichische Bevölkerung, die Politik, das Gesundheitssystem, die Wirtschaft mit ihren Unternehmungen und damit auch den Arbeitsmarkt vor eine der der größten Herausforderungen der zweiten Republik gestellt. Die Folgen sind für viele drastisch und oft noch nicht absehbar.
Im Zuge der Corona-Krise haben mehr als 1,8 Millionen Menschen ihre Arbeit verloren oder durch die Kurzarbeit deutliche weniger Einkommen. Die Mehrheit der österreichischen Familien haben mit finanziellen Einbußen zu kämpfen, sie brauchen jetzt konkrete Hilfe und Sicherheit.
So hat zum Beispiel das AMS im Mai Betroffene mittels Bescheid informiert, dass die durch den Gesetzgeber beschlossenen Berechnungen und Aufzahlungen auf den regulären Arbeitslosenbezug, aufgrund des notwendigen Datenabgleichs, erst zu einem späteren Zeitpunkt erfolgen können, was zu weiteren unzumutbaren Härtefällen geführt hat.

Eltern und insbesondere Mütter haben während der Corona-Krise enormes geleistet und hatten oft mit einer Mehrfachbelastung von Kinderbetreuung, HomeSchooling und gleichzeitiger Erwerbsarbeit zu kämpfen. Eine Verdoppelung der Familienbeihilfe für jene Monate, in denen die Betreuungseinrichtungen, insbesondere Schule, geschlossen waren, wäre gerade für Familien mit wenig oder gar keinem Einkommen eine große finanzielle Hilfe.

Corona hat einmal mehr auch die Probleme in der Pflege verdeutlicht, die seit Jahren eine praxistaugliche Lösung verhindern. Leistbare Pflege und Betreuung mit einer rechtlich einwandfreien Lösung, vor allem in Bezug auf die arbeitsrechtliche Komponente und ohne bürokratische Hürden bleiben ein Wunsch. Die undurchsichtige Vermittlung von Pflegekräften über Pflegeagenturen mit nicht nachvollziehbaren Haftungssituationen in COVID-19-Fällen haben einmal mehr aufgezeigt, wie wichtig es ist, dass hier klare organisatorischen Strukturen geschaffen werden.

Zur Eindämmung der COVID-19-Pandemie wurden in Österreich – wie auch in anderen Ländern – Maßnahmen gesetzt, die das öffentliche und private Leben stark einschränken, wie Ausgangsbeschränkungen, Absagen von Großveranstaltungen, das Schließen von Geschäften, Dienstleistungsunternehmen und Produktionsbetrieben bis hin zur Quarantäne ganzer Regionen. Das hat aber auch Auswirkungen auf die Inflationsbemessung. Viele der gemessenen Preise waren aufgrund der geschlossenen Geschäfte nicht mehr zu erheben. Dies kann, bis zu zwei Drittel des gesamten Warenkorbs betreffen. Ein staatliches Preismonitoring und damit ein Inflationsstopp muss daher insbesondere zum Schutz von Konsumenten eingeführt werden. Damit gilt es zu verhindern, dass Preiserhöhungen und eine entsprechende Inflation diese Gruppen, die bedingt durch COVID-19-Maßnahmen mit fehlendem Teuerungsausgleich bei Lohnanpassungen, Lohn- und Gehaltsreduktionen durch Kurzarbeit oder Einkommenseinbußen in Folge von Arbeits- und Beschäftigungslosigkeit besonders benachteiligt und damit in soziale Existenzbedrohung gebracht werden.
In den letzten Monaten mussten sich viele Betriebe und Unternehmen in Folge von COVID-19 und des verordneten Lockdowns massiv verschulden und befinden sich nach wie vor, wenn auch mit branchenabhängigen Unterschieden, in einer wirtschaftlich äußerst schwierigen Lage. Die WKO-Bundessparte Gewerbe und Handwerk geht in der „Presse“ vom 8. September 2020 davon aus, dass die rund 230.000 Unternehmen in Gewerbe und Handwerk bis Jahresende einen Umsatzverlust von mindestens 11 Mrd. Euro hinnehmen werden müssen. Besonders hart trifft es Betriebe im Kreativ- und Designbereich wie die Eventbranche bzw. Unternehmen im Gesundheits- und Wellnesssektor, Tourismus und Gastgewerbe.
Die Bundesregierung spielt aktuell mit dem Gedanken eines weiteren Lockdowns ohne Rücksicht auf die wirtschaftlichen Folgen, die viele Betriebe die Existenz kosten und damit auch Erwerbstätige nachhaltig weiter schädigen werden. 

Im Zuge der Corona-Krise müssen sich viele Arbeitssuchende neu orientieren, umlernen und eventuell studieren. Sie stoßen dabei finanziell oft an ihre Grenzen und erhalten dafür wenig Unterstützung. Diese wäre aber aktuell wichtig, um zukünftige Aufgaben zu meistern und am Arbeitsmarkt zu reüssieren. Selbsterhaltungs-Stipendien stehen aber nur bis zum 35sten Lebensjahr zu und sind mit maximal € 801,- monatlich, mit einer zweimaligen altersbedingten Erhöhung um je € 20,00, dotiert.

Ein weiteres Problem der Corona-Krise ist der Umsatzrückgang im Österreichischen Handel in Höhe von voraussichtlich über 15 Mrd. Euro und der damit einhergehenden Insolvenzen vieler kleine Handelsbetriebe. Viele Angestellte verlieren ihren Arbeitsplatz. Der Gewinner der Pandemie ist der Onlinehandel, der seine Gewinne oftmals in steuerschonende Steueroasen verschiebt. Alleine der Wert von Amazon stieg von März 2020 bis Juni 2020 von 752 Mrd. € auf 1122 Mrd. €. Diese riesen Gewinne sind nicht nur auf gestiegene Umsätze zurückzuführen, sondern unter anderem auch auf prekäre Arbeitsbedingungen.

Die negativen Auswirkungen der COVID-19-Maßnahmen auf den österreichischen Arbeitsmarkt, der die höchste Zahl an Arbeitslosen und Kurzarbeit beschert hat, werden wir noch lange spüren. Mit der Ausgleichszahlung für Arbeitslose, die über die Finanzämter, bei denen die Daten aller Erwerbstätigen vorhanden sind, automatisch, ohne formale Antragstellung, ausgezahlt werden soll, kann die Wirtschaft unterstützt werden.
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